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A. Einleitung 

I. Die Verfassungsbindung der politischen Parteien 
als verfassungsdogmatisches Problem 

Das Handeln der politischen Parteien wurde in der Vergangenheit zum wie-
derholten Male an der Verfassung gemessen. Den Gegenstand der Erörterungen 
bildete dabei nicht nur die Verfassungswidrigkeit parteipolitischen Wirkens in 
seiner Gesamtheit (Art. 21 11 1 GG), sondern es wurden auch einzelne Maß-
nahmen, in erster Linie Parteitagsbeschlüsse, auf ihre Vereinbarkeit mit den 
Bestimmungen des Grundgesetzes hin überprüft, ohne daß man gleichzeitig die 
Verfassungsmäßigkeit der jeweils betroffenen Partei als solcher in Zweifel zog. 
So standen in den sechziger Jahren etwa Koalitionsvereinbarungen in der ver-
fassungsrechtlichen Diskussion!, während es in jüngster Zeit vor allem soge-
nannte Rotationsbeschlüsse2 und Quotierungsregelungen3 waren. 

Die sich verstärkende Tendenz, parteipolitisches Wirken unmittelbar an der 
Verfassung zu messen, gibt dazu Anlaß und läßt es als sinnvoll und lohnens-
wert erscheinen. sich mit der Frage auseinanderzusetzen. inwieweit die Ver-
fassung generell verbindliche Maßstäbe für die Parteien setzen kann, inwieweit 
diese an die Verfassung gebunden sind. 

Eine Bindung an die Verfassung - in ihrer Gesamtheit - ist im Grundgesetz 
nur an einer Stelle ausdrücklich normiert, und zwar in Art. 20 III GG: Danach 
ist die Gesetzgebung an die velfassungsmäßige Ordnung und die vollziehende 

1 Vgl. dazu die Nachweise bei Stern I. § 13 IV 3 Fn. 142 u. § 22 III 2 Fn. 199 f. sowie unten 
S. 116 Fn. 498 ff. Zum Begriff der Koalitionsvereinbarung vgl. unten S. 116 Fn. 496. 

2 Zum Begriff vgl. unten S. 101 Fn. 414. 
Zur "Rotationsdiskussion" vgl. die umfangreichen Nachweise bei Schreiber. § 46 Rdnr. 11 Fn. 52 
sowie Dehne. Rotation und Verfassungsrecht. passim. 

3 Zu Quotierungsregelungen politischer Parteien vgl. Ebsen. S. I ff.; Henke. in Bonner Kom-
mentar. Art. 21 Rdnr. 289; Heyen, DÖV 1989.649 ff.; Oebbecke. JZ 1988. 176 (179 ff.); Lange. 
NJW 1988. 1174 ff.: Maidowski. S. 184 ff.; v. Mangoldt / Klein / Achterberg / Schulte. Art. 38 
Rdnr. 147 ff.; Schreiber. § 27 Rdnr. 13a. 

Zum Begriff der Quotierungsregelung vgl. unten S. 25 bei Fn. 41. 



14 A. Einleitung 

Gewalt und die Rechtsprechung sind an Gesetz und Recht gebunden. Der Be-
griff der verfassungsmäßigen Ordnung bezeichnet hier den Gesamtbestand der 
Normen des Grundgesetzes4• Die "Bindung" des Gesetzgebers an diesen Nor-
menbestand beinhaltet die Verpflichtung, jedes Gesetz so zu gestalten, daß es 
mit den Inhalten der Bestimmungen des Grundgesetzes in Einklang steht. 
Ebenso wie die Gesetzgebung sind auch die vollziehende Gewalt und die 
Rechtsprechung an die VeIfassung gebunden, denn die in Art. 20 III GG 
angeordnete Bindung dieser Zweige der Staatsgewalt an "Gesetz und Recht" 
umfaßt auch die an das Grundgesetz5• Jegliche Staatstätigkeit hat sich also in 
dem durch die VeIfassung vorgegebenen Rahmen zu bewegen und ist an deren 
Bestimmungen zu messen6• 

Für den Bereich der politischen Parteien fehlt es hingegen an einer Art. 20 III 
GG vergleichbaren Vorschrift, die deren globale Verfassungsbindung entspre-
chend der staatlichen vorschreibt. Eine die Parteien betreffende Bindung wird 
zwar möglicherweise durch Art. 21 I 3 GG statuiert. Diese bezieht sich in 
jedem Falle jedoch nicht auf die Verfassung schlechthin, sondern nur auf die 
"demokratischen Grundsätze" und des weiteren auch nicht auf das Handeln der 
Parteien im allgemeinen, sondern lediglich auf deren "innere Ordnung". Das 
Fehlen einer ausdrücklichen Bindungsanordnung schließt indes nicht von vorn-
herein aus, daß auch das Wirken der Parteien in gleicher oder ähnlicher Weise 
wie staatliches Handeln an der Verfassung zu messen ist. Inwieweit das al-
lerdings tatsächlich der Fall ist, bedarf einer genauen Analyse. Vor deren Vor-
nahme ist zunächst ein Blick auf das Spektrum abstrakt denkbarer Bindungs-
grade zu werfen und darüber hinaus darzulegen, welche Bedeutung der Ver-
fassungsbindung für die politischen Parteien zukommt. 

11. Mögliche Bindungsgrade 

Eine umfassendere Bindung an die Verfassung als die durch Art. 20 III GG 
für den Staat angeordnete ist nicht vorstellbar. Die staatliche Bindung bildet den 

4 Herzog, in Maunz I Dürig, Art. 20, VI., Rdnr. 9; Schnapp, in v. Münch I Kunig, Art. 20 Rdnr. 
35: v. Mangoldt / Klein, Art. 20 Anm. VI 4 e; larass, in Jarass I Pieroth. Art. 20 Rdnr. 23: Stem 
I, § 20 IV I; Stein, § 18 III I; Seifert. in Seifert I Hömig, Art. 20 Rdnr. 9. 

50ssenbühl, HdbStR III. § 61 Rdnr. 27; lG/·ass. in Jarass I Pieroth. Art. 20 Rdnr. 26: Herzog. in 
Maunz I Dürig, Art. 20, VI., Rdnr. 51; Sc/1111idt-Aßmanll, HdbStR I. § 24 Rdnr. 24. 

6 Darüber besteht heute Einigkeit, vgl. - statt aller - Mall/IZ / Zippelius. § 12 III 3; Herzog, in 
Maunz I Dürig, Art. 20, VI., Rdnr. 24. 
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Endpunkt eines Spektrums möglicher Bindungsintensität, das seinen Anfang bei 
der Bindungslosigkeit hat. Irgendwo innerhalb dieses Spektrums sind die 
politischen Parteien angesiedelt. Es ist einerseits vorstellbar, daß sie einer 
ähnlich oder genauso umfassenden Bindung unterliegen wie der Staat. Dies 
hätte zur Folge, daß sie ihr Handeln ausnahmslos an allen Verfassungsbestim-
mungen auszurichten haben, die ein bestimmtes Verhalten vorschreiben und die 
denkmöglich an die Parteien adressiert sein können. Eine Bindung an Bestim-
mungen des Grundgesetzes, bei denen letzteres nicht der Fall ist, scheidet hin-
gegen von vornherein aus. Es ist andererseits aber ebensogut auch denkbar, daß 
das Grundgesetz für das Wirken der Parteien nur in geringem Maße von Bedeu-
tung ist; daß sich ihr Handeln dagegen völlig unbeeinflußt durch die Verfassung 
vollzieht, erscheint bereits im Hinblick auf Art. 21 GG als ausgeschlossen. 

III. Bedeutung der Verfassungs bindung für die politischen Parteien 

Die Bindung an die Verfassung verpflichtet die Bindungsunterworfenen, ihr 
Verhalten an dem im Grundgesetz Normierten auszurichten. Handeln sie ent-
gegen den dort niedergelegten Regeln, so verletzen sie die Verfassung. Die 
Verfassungsbindung hat zur Folge, daß das Grundgesetz zum Verhaltensmaß-
stab für die Bindungsadressaten wird. Das bedeutet jedoch längst nicht, daß 
jede einzelne Verfassungsbestimmung überhaupt oder in gleicher Weise für 
einen bestimmten Bindungsunterworfenen Relevanz erlangt. Dafür sind die Be-
stimmungen des Grundgesetzes zu unterschiedlich: Man denke hier nur an 
generalklauselartige wie etwa die Grundrechte oder Alt. 20 I GG, die von im-
menser Tragweite und praktischer Relevanz sind, einerseits und solche, deren 
Anwendungsbereich eher gering ist, etwa Art. 22 GG oder Art. 27 GG, anderer-
seits. Im Rahmen einer Bindung an die Verfassung relevant werden, d. h. als 
Prüfungsmaßstab herangezogen werden, können nur solche Bestimmungen, die 
zum einen Verhaltensdirektiven statuieren und als deren Adressat der Bin-
dungsunterworfene zum anderen denkmöglich in Betracht kommt. Eine Bestim-
mung, die demgegenüber nichts vorschreibt, die kein Ge- oder Verbot enthält, 
kann auch nicht verletzt werden. Ebensowenig kann eine Vorschrift, die aus-
drücklich eine Verpflichtung nur an einen bestimmten Adressatenkreis richtet, 
ihn also abschließend bezeichnet, durch außerhalb dieses Kreises stehende 
Rechtssubjekte verletzt werden. 

Analysiert man die Bestimmungen des Grundgesetzes unter diesen beiden Ge-
so ergibt sich, daß ein großer Teil von ihnen im Rahmen einer Verfassungs-


